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Spezialität und weitere Übergabe oder Weiterlieferung 

§ 31. (1) Eine Person, die auf Grund eines von einer österreichischen Justizbehörde erlassenen 
Europäischen Haftbefehls an Österreich übergeben wurde, darf ohne die Zustimmung des 
Vollstreckungsstaats wegen einer vor ihrer Übergabe begangenen anderen Handlung, auf die sich der 
Europäische Haftbefehl nicht erstreckt hat, weder verfolgt noch verurteilt noch einer Freiheitsstrafe oder 
mit Freiheitsentziehung verbundenen vorbeugenden Maßnahme unterworfen noch auf Grund eines 
weiteren Europäischen Haftbefehls an einen anderen Mitgliedstaat übergeben werden. Eine 
Weiterlieferung an einen Drittstaat bedarf immer der Zustimmung des Vollstreckungsstaats. 

(2) Die Spezialität der Übergabe findet keine Anwendung, wenn 

 1. die Person innerhalb von 45 Tagen nach ihrer endgültigen Freilassung das Gebiet der Republik 
Österreich nicht verlassen hat, obwohl sie es verlassen konnte und durfte, 

 2. die Person das Gebiet der Republik Österreich verlassen hat und freiwillig zurückkehrt oder aus 
einem dritten Staat rechtmäßig zurückgebracht wird, 

 3. die zu verfolgende Tat weder mit Freiheitsstrafe noch mit einer mit Freiheitsentziehung 
verbundenen vorbeugenden Maßnahme bedroht ist oder die Strafverfolgung nicht zur 
Anwendung einer die persönliche Freiheit beschränkenden Maßnahme führt, 

 4. gegen die Person eine nicht mit Freiheitsentziehung verbundene Strafe oder Maßnahme, 
insbesondere eine Geldstrafe oder eine vermögensrechtliche Anordnung, vollstreckt wird, selbst 
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wenn diese Vollstreckung insbesondere durch den Vollzug einer Ersatzfreiheitsstrafe zu einer 
Einschränkung der persönlichen Freiheit führt, 

 5. die Person nach ihrer Übergabe ausdrücklich auf die Beachtung des Grundsatzes der Spezialität 
verzichtet oder der Verfolgung wegen bestimmter vor der Übergabe begangener strafbarer 
Handlungen zustimmt, 

 6. die Person vor der vollstreckenden Justizbehörde ihrer Übergabe zugestimmt und ausdrücklich 
auf die Beachtung des Grundsatzes der Spezialität verzichtet hat, oder 

 7. die vollstreckende Justizbehörde auf die Einhaltung des Grundsatzes der Spezialität verzichtet 
oder ihre Zustimmung zur Verfolgung wegen anderer vor der Übergabe begangener strafbarer 
Handlungen erteilt hat. 

(3) Der Verzicht auf die Beachtung des Grundsatzes der Spezialität oder die Zustimmung zur 
Verfolgung wegen bestimmter vor der Übergabe begangener strafbarer Handlungen nach Abs. 2 Z 5 ist 
nur wirksam, wenn die betroffene Person diese Erklärungen in einem von der Staatsanwaltschaft oder 
dem Gericht aufgenommenen Protokoll abgibt. Die betroffene Person ist über die Wirkungen des 
Verzichts und der Zustimmung zu belehren sowie darauf hinzuweisen, dass es ihr freistehe, sich zuvor 
mit einem Verteidiger zu verständigen. 

(4) Liegen Ausnahmen nach Abs. 2 nicht vor und besteht Anlass, die betroffene Person auch wegen 
Taten zu verfolgen oder gegen die betroffene Person eine Freiheitsstrafe oder eine mit 
Freiheitsentziehung verbundene vorbeugende Maßnahme zu vollstrecken, auf die sich der Europäische 
Haftbefehl nicht erstreckt, so ist zwecks Ergänzung des bereits erlassenen Europäischen Haftbefehls mit 
Anordnung auf Grund gerichtlicher Bewilligung ein neuer Europäischer Haftbefehl zu erlassen, der die 
Angaben nach Anhang II zu enthalten hat; dieser ist der vollstreckenden Justizbehörde unter Anschluss 
eines von der Staatsanwaltschaft oder dem Gericht aufgenommenen Protokolls über die Erklärung der 
betroffenen Person mit dem Ersuchen um Erteilung der Zustimmung zu übermitteln. Das Ersuchen kann 
mit dem Hinweis versehen werden, dass eine Zustimmung als erteilt angenommen werden wird, wenn die 
vollstreckende Justizbehörde nicht binnen 30 Tagen nach Eingang des Ersuchens eine Entscheidung oder 
sonstige Antwort übermittelt. § 70 Abs. 3 und 4 ARHG gilt sinngemäß. 

(5) Liegen Ausnahmen nach Abs. 2 nicht vor und ersucht ein anderer Mitgliedstaat um die 
Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls, so ist dieser Haftbefehl der vollstreckenden Justizbehörde 
mit dem Ersuchen um Erteilung der Zustimmung zur weiteren Übergabe zu übermitteln. Das Ersuchen 
kann mit dem Hinweis versehen werden, dass eine Zustimmung als erteilt angenommen wird, wenn die 
vollstreckende Justizbehörde nicht binnen 30 Tagen nach Eingang des Ersuchens eine Entscheidung oder 
sonstige Antwort übermittelt. 

(6) Ersucht ein Drittstaat um die Auslieferung der übergebenen Person, so hat das Gericht auf Antrag 
der Staatsanwaltschaft die vollstreckende Justizbehörde immer um ihre Zustimmung zu dieser 
Weiterlieferung zu ersuchen, sofern die Zustimmung des Vollstreckungsstaats nicht nach Abs. 7 als erteilt 
gilt. Dieses Ersuchen hat das Gericht vor der Vorlage der Akten an den Bundesminister für Justiz nach 
§ 32 Abs. 4 ARHG oder vor seiner Entscheidung nach § 31 ARHG zu stellen. Dem Ersuchen sind 
Ausfertigungen der Auslieferungsunterlagen des Drittstaats sowie ein mit der betroffenen Person 
aufgenommenes gerichtliches Protokoll über ihre Erklärungen zum Auslieferungsersuchen anzuschließen. 

(7) Der Bundesminister für Justiz hat durch Verordnung eine Liste jener Mitgliedstaaten zu 
verlautbaren, die dem Generalsekretär des Rates der Europäischen Union mitgeteilt haben, dass in ihren 
Beziehungen zu anderen Mitgliedstaaten, die eine gleiche Mitteilung gemacht haben, die Zustimmung zur 
weiteren Verfolgung, Verurteilung oder Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder mit Freiheitsentziehung 
verbundenen vorbeugenden Maßnahme oder zur Übergabe an einen anderen Mitgliedstaat als erteilt gilt, 
sofern die vollstreckende Justizbehörde im Einzelfall in ihrer Übergabeentscheidung keine anders 
lautende Erklärung abgibt. 

(8) Wurde die betroffene Person zuvor von einem Drittstaat nach Österreich ausgeliefert und stehen 
der weiteren Übergabe die Bestimmungen der Spezialität oder Bedingungen entgegen, die der Drittstaat 
anlässlich der Auslieferung gestellt hat und die die Republik Österreich übernommen hat, so hat die 
Staatsanwaltschaft unverzüglich die ausstellende Justizbehörde unter Hinweis auf das der Übergabe 
entgegenstehende Hindernis um die Übermittlung der für die Erwirkung der Auslieferung erforderlichen 
Unterlagen unter Anschluss einer Übersetzung in eine vom Drittstaat akzeptierte Sprache zu ersuchen. 
Nach deren Einlangen sind diese der Bundesministerin für Justiz zur Erwirkung der Zustimmung des 
Drittstaats zur Übergabe vorzulegen. Die in den §§ 20 und 21 vorgesehenen Fristen beginnen erst an dem 
Tag zu laufen, an dem die Spezialität oder die gestellten Bedingungen der Übergabe nicht mehr 
entgegenstehen. 
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